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In der Oberpfalz sind nunweniger
Gebiete für Windräder geeignet
In der nördlichen Oberpfalz
sind nun deutlich weniger
Gebiete für Windkraft geeignet
als zuvor. Das sieht der neueste
Entwurf des Windenergie-
Regionalplans vor. Trotzdem
fühlen sich einige benachteiligt.
Die Kritiker zeigen Präsenz.

Von Julian Trager

Neustadt/WN. Dienstag, 9.30 Uhr.
Eine halbe Stunde vor Sitzungsbe-
ginn ist schon eine Menge los vor
dem Eingang zur Neustädter Stadt-
halle. Drei Bürgerinitiativen sind
gekommen, etwa 30 Menschen ste-
hen da, verteilen Infoblätter, halten
Plakate in der Hand, auf denen
Sprüche wie „Wald vor Wind“ zu le-
sen sind. Später, in der Halle, finden
nicht alle Zuschauer einen Sitz-
platz, es müssen zusätzliche Stühle
herangeschafft werden. Einer der
Demonstranten filmt die gesamte
Sitzung mit seinem Handy.
Die ganze Sache ist durchaus

emotional aufgeladen – obwohl ja
alles eigentlich eher nach trockener
Behördenarbeit klingt. Es geht hier
laut Einladung um den Planungs-
ausschuss des Regionalen Pla-
nungsverbands, der in einer öffent-
lichen Sitzung die „Teilfortschrei-
bung des sachlichen Teilabschnitts
Windenergie für den Regionalplan
Oberpfalz-Nord“ beschließen soll.
Oder besser gesagt: Es geht hier da-
rum, wo künftig in der nördlichen
Oberpfalz Windräder gebaut wer-
den können – und wo nicht. Es geht
hier um die sogenannten Vorrang-
gebiete fürWindkraft.
Der Planungsverband Oberpfalz-

Nord – zu dem die kreisfreien Städ-
te Amberg und Weiden sowie die
Landkreise Amberg-Sulzbach, Neu-
stadt/WN, Schwandorf und Tir-
schenreuth gehören – befasst sich
seit 2022 mit dem Thema, seitdem
der Gesetzgeber dies fordert. Bis
Ende 2027 muss der Verband in ei-
nem Regionalplan für Windkraft
1,1 Prozent der Regionsfläche für

Vorranggebiete ausweisen. Sollte
das nicht gelingen, könnten theore-
tisch überall Windräder gebaut wer-
den, solange keine öffentlichen Be-
lange entgegenstehen.

Rund 460 Stellungnahmen
Der erste Entwurf für den Wind-
energie-Regionalplan wurde vom
Planungsausschuss im Juli vor ei-
nem Jahr beschlossen. Damals hatte
man 195 Vorranggebiete ausgewie-
sen, mehr als 15500 Hektar, etwa
2,9 Prozent der Regionsfläche. Da-
nach hatten Bürger, Verbände und
Behörden die Möglichkeit, Stellung
dazu zu beziehen. Nachdem die Re-
gionalplaner diese Argumente und
Einwände prüften, stellen sie nun
in der Neustädter Stadthalle den
neuen, zweiten Entwurf vor, mit et-
lichen Änderungen.
Melanie Glötzl, Regionalplanerin

bei der Regierung der Oberpfalz,
berichtet von rund 460 Stellung-
nahmen, die sie während des ersten
Beteiligungsverfahrens erreichten.
„Die Hälfte davon waren private
Stellungnahmen mit meist allge-
meiner Ablehnung der Windener-
gie“, sagt Glötzl. Es gab auch Ein-
wände von der Tschechischen Re-
publik, mit der man dann den Kom-
promiss schloss, einen 1000 Meter
breiten Streifen zur Grenze wind-
kraftfrei zu lassen. Darüber hinaus
habe man bei der Planung auf vieles
achten müssen: Umweltschutz, Na-
turschutz, Denkmalschutz, der
Schutz des Landschaftsbildes, Trup-
penübungsplätze, Bundeswehr,
Wetterradarstationen oder Erdbe-
benmessstationen.

Amberg nun ohne Vorranggebiet
Ergebnis ist, dass im zweiten Ent-
wurf des Windenergie-Regional-
plans nun „deutlich“ weniger Vor-
ranggebiete ausgewiesen sind, wie
Glötzl erklärt. 121 seien es jetzt, et-
was mehr als 8000 Hektar, 1,6 Pro-
zent der Regionsfläche. Entspre-
chend weniger Fläche ist es dann
auch in den einzelnen Landkreisen
und kreisfreien Städten. Amberg
weist nun kein Vorranggebiet mehr
auf, im ersten Entwurf waren es

dort noch 2,2 Prozent der Fläche. In
Weiden sind es dagegen mit nun 1,4
Prozent mehr als zuvor (0,9). In den
Landkreisen werden im zweiten
Entwurf jeweils deutlich weniger
Prozent der Fläche als windkraftge-
eignet ausgewiesen: Amberg-Sulz-
bach mit 1,6 Prozent (zuvor 2,8),
Neustadt/WN mit 1,5 Prozent (3,3),
Schwandorf mit 1,9 Prozent (3,1)
und Tirschenreuth mit 1,1 Prozent
(2,7). Zudem sei es wahrscheinlich,
dass das jetzige Vorranggebiet
nochmals kleiner werde, weil viele
Dinge noch unklar seien.
Die Gründe, warum viele Flächen

bereits als Vorranggebiet ausge-
schieden sind, seien vielfältig, sagt
Regionalplanerin Glötzl. Unter an-
derem wegen luftrechtlicher Belan-
ge, Artenschutz, Seismologie, Mili-
tär oder Überlastung.Man habe ver-
sucht, so Glötzl, die Kommunen
gleichmäßig zu belasten. „Das hat
nur zum Teil geklappt“, gibt sie zu.
Der ein oder andere Ort werde stär-
ker betroffen sein als andere. Das
bedeutet allerdings nicht, dass auf
jedem ausgewiesenen Gebiet in Zu-
kunft Windräder gebaut werden.
Der Regionalplan schafft erstmal
nur die Voraussetzung dafür.
Die aktuelle Karte mit den Vor-

ranggebieten in der nördlichen
Oberpfalz wird nur kurz gezeigt,
auf der Leinwand ist sie ebenfalls
nur schwer zu erkennen. Veröffent-
licht werden soll die Karte erst am

18. August, erklärt Martin Kopp-
mann, der Geschäftsführer des Pla-
nungsverbands, auf Nachfrage von
Oberpfalz-Medien. Von diesem Tag
an bis zum 2. Oktober folgt die
zweite Runde des öffentlichen Be-
teiligungsverfahrens. Bürger und
Behörden können dann erneut Stel-
lung nehmen, dieses Mal zum ver-
änderten Entwurf des Regional-
plans fürWindenergie.

Vier Gegenstimmen, ein Buhruf
Zuvor hatten die Mitglieder des Pla-
nungsausschusses mit deutlicher
Mehrheit – bei vier Gegenstimmen
– dem neuen Entwurf zugestimmt.
Ein Zuschauer quittierte die Ab-
stimmung mit einem lauten Buh-
ruf. Christina Kretschmer, Spreche-
rin der Fuchsmühler Bürgerinitiati-
ve „Windkraft im Naturpark“, zeigt
sich nach der Sitzung nicht wirklich
zufrieden. Sie habe Angst, sagt
Kretschmer, dass der Regionalplan
ein „Schnellschuss“ werde, wenig
durchdacht und unter Zeitdruck
entstanden.
Kretschmer und ihren Mitstrei-

tern geht es vor allem um ein Ge-
biet zwischen ihrem Heimatort
Fuchsmühl und Pechbrunn (beides
Landkreis Tirschenreuth), am Ran-
de des Naturparks Steinwald. Es ist
eines der größten ausgewiesenen
Vorranggebiete in der nördlichen
Oberpfalz.
Kretschmer und Co. fordern „kei-

ne einseitige Belastung“ ihrer Ge-
meinden, während andere Kommu-
nen überhaupt nicht betroffen sei-
en. Sie fordern zudem mehr Ab-
stand zu Wohnsiedlungen. Die Bür-
gerinitiative kritisiert, dass es keine
unabhängigen Lärmgutachten ge-
be, denn solche Windräder seien so-
wohl tagsüber als auch nachts laut.
Kretschmer sei nicht „komplett ge-
gen Windkraft“, sagt sie. In dem be-
troffenen Gebiet gebe es vielleicht
eine Stelle, an der zwei bis drei
Windräder sinnvoll wären, ansons-
ten sei der Wind dort viel zu
schwach für rentable Anlagen. „Und
ein ganz großes Fragezeichen ist, ob
das in einem Naturschutzgebiet
sein muss.“

HINTERGRUND

Was der Planungsverband
macht – und was nicht

› Der Planungsverband schafft
mit dem Regionalplan die
Voraussetzung dafür, dass
Windräder künftig nur in
ausgewiesenen Vorrang-
gebieten gebaut werden.

› Für die Beantragung oder Ge-
nehmigung von Windrädern
ist er dagegen nicht zuständig,
wie der Verband in einem
Schreiben betont.

Demonstranten der Fuchsmühler Bürgerinitiative „Windkraft im Naturpark“ stehen vor der Stadthalle in Neustadt/WN. Bild: jut

Urteil gegen
Schuhbeck
rechtskräftig
München. (dpa) Das jüngste Ur-
teil gegen Alfons Schuhbeck ist
rechtskräftig. Wie das Landge-
richt München I mitteilte, leg-
ten weder die Staatsanwalt-
schaft noch Schuhbecks Vertei-
diger in der inzwischen abgelau-
fenen Frist Rechtsmittel ein. Das
Gericht hatte den Star-Koch vor
gut einer Woche unter anderem
wegen Insolvenzverschleppung,
Betrugs und vorsätzlichen Bank-
rotts verurteilt. Es verhängte ei-
ne Gesamtfreiheitsstrafe von
vier Jahren und drei Monaten. In
die Strafe eingerechnet ist seine
frühere Verurteilung wegen
Steuerhinterziehung. Der Voll-
zug der Strafe ist derzeit aus Ge-
sundheitsgründen ausgesetzt:
Schuhbeck leidet an Krebs und
wird außerhalb des Gefängnis-
ses behandelt.

Trump senkt mit
neuem Deal
Japans Zollsatz
Washington/Tokio. (dpa) US-Prä-
sident Donald Trump senkt sei-
ne Zollforderung auf Produkte
aus Japan und hat ein Handels-
abkommen mit dem Land ver-
kündet. Man habe sich auf Zölle
von 15 Prozent geeinigt, teilte
Trump mit. Wochen zuvor hatte
er noch Zölle in Höhe von
25 Prozent angekündigt. Die
USA hatten zahlreiche Zollsätze
auf Produkte aus anderen Län-
dern mit Start 1. August bekannt
gemacht, auch aus der EU.
Japan werde auf seine „Anwei-

sung“ hin 550 Milliarden Dollar
(rund 470 Milliarden Euro) in
den Vereinigten Staaten inves-
tieren. 90 Prozent des Profits
verblieben in den USA, wo Hun-
derttausende Jobs geschaffen
würden, teilte Trump weiter mit.
Japan ist ein bedeutender Han-
delspartner für die USA. Der ja-
panische Regierungschef Shi-
geru Ishiba sagte in Tokio: „Dies
ist der niedrigste Zollsatz unter
den Ländern, die Handelsüber-
schüsse mit den Vereinigten
Staaten haben.“
Die EU-Kommission verhan-

delt im Zollstreit schon länger
mit Washington. Trump hatte
Zölle in Höhe von 30 Prozent auf
den Import von EU-Produkten
ab 1. August angekündigt. Wäh-
rend beide Seiten um eine Lö-
sung ringen, bemüht sich die
EU-Kommission um grünes
Licht für mögliche Gegenmaß-
nahmen. Man werde den EU-
Staaten eine Liste an Gegen-
maßnahmen zur Genehmigung
vorlegen, kündigte ein Sprecher
der Kommission an.

US-Präsident Donald Trump.
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